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Gesundheit Finanzen Soziales

ZUSAMMENFASSUNG

Die AfD fordert, die steigenden Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung durch

Bundesverantwortung für Bürgergeldempfänger, Rückzahlung versicherungsfremder Leistungen und

Kostensenkung im Rettungsdienst zu verhindern.

KERNFORDERUNGEN

Vermeidung weiterer Beitragserhöhungen

Kostendeckende Bundesfinanzierung für Bürgergeldempfänger

Rückzahlung von 5,9 Mrd. € versicherungsfremder Pflegekassen-Leistungen

Analyse und Senkung der Rettungsdienstkosten in Brandenburg

BEWERTUNG

2.0 GEMEINWOHL-SCORE

Ablehnen

Der Antrag fokussiert ausschließlich auf finanzielle Entlastung der Versicherten durch Kostenverlagerung (vom

GKV-Topf auf Steuertopf), Streichung versicherungsfremder Leistungen und Kostensenkung im Rettungsdienst

– ohne gemeinwohlorientierte Qualitätsverbesserung, partizipative Strukturen oder ökologische Dimension. Er

widerspricht fundamental den GWÖ-Werten Solidarität (A2, B2, D2), soziale Gerechtigkeit (D4) und Transparenz

& Mitbestimmung (D5), da er keine Bürgerbeteiligung vorsieht, die Gesundheitsversorgung als reinen

Kostenfaktor behandelt und strukturelle Ungleichheiten (z. B. Zugang zu ambulanter Versorgung) nicht

adressiert. Die Forderung nach steuerfreier Stellung aller GKV-Kosten untergräbt das Prinzip der solidarischen

Finanzierung.

STÄRKEN & SCHWÄCHEN

Stärken

Konkrete Zahlen und Quellen zur
Unterfinanzierung
Fokus auf Rettungsdienst als Ansatzpunkt für
Systemverbesserung
Klare Forderung nach Bundesverantwortung
für Bürgergeldempfänger

Schwächen

Keine Berücksichtigung von
Versorgungsqualität oder Zugänglichkeit
Fehlende Bürgerbeteiligung oder Partizipation
Ignorieren ökologischer Aspekte der
Gesundheitsversorgung
Keine Verbindung zu sozialer Gerechtigkeit
oder Solidarität
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GWÖ-MATRIX 5×5

WÜRDE SOLIDARITÄT
NACHHALTIG‐

KEIT
GERECH‐
TIGKEIT TRANSPARENZ

A · LIEFERANT:‐
INNEN · · · · ·

B · FINANZEN · −− · · ·

C · VERWALTUNG · · · · ·

D · BÜRGER:INNEN · −− · −− −

E · GESELLSCHAFT
& NATUR · · · · ·

++ stark
fördernd

+
fördernd

○

neutral
−
widersprechend

−− stark
widersprechend

SCHWERPUNKTE ERKLÄRT

Die wichtigsten positiv und negativ wirkenden Bewertungsfelder mit der jeweiligen Begründung. 

B2 Solidarität bei Finanzpartnern Bewertung: -5

Kostenverlagerung statt solidarischer Finanzierung

D2 Solidarität bei Bürger:innen Bewertung: -4

Keine Verbesserung der Versorgungsqualität, nur Kostenreduktion

D4 Soziale öffentliche Leistung Bewertung: -4

Fehlende Garantie für flächendeckende, wohnortnahe, qualitativ hochwertige Versorgung

D5 Transparenz & Mitbestimmung bei Bürger:innen Bewertung: -3

Keine Beteiligung von Patient:innen, Kommunen oder Fachgesellschaften vorgesehen
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PROGRAMM-TREUE PRO FRAKTION

SPD

WAHLPROGRAMM 1/10

Der Antrag widerspricht zentralen SPD-Positionen: Er lehnt eine stärkere staatliche Verantwortung für die
Gesundheitsfinanzierung ab (gegen [Q12]: '200 Millionen Euro pro Jahr für Krankenhäuser'), ignoriert die
Forderung nach flächendeckender Versorgung ([Q12]: 'Grundversorgung darf nicht aus wirtschaftlichen
Gründen beschnitten werden') und untergräbt die Solidarprämisse ([Q16]: 'Gerechtigkeit und Solidarität
müssen auch für die Finanzierung unseres Sozialstaates gelten').

„Grundversorgung darf nicht aus wirtschaftlichen Gründen beschnitten werden." 
SPD Brandenburg Wahlprogramm 2024, S. 21

PARTEIPROGRAMM 1/10

Widerspricht dem Hamburger Programm: Die SPD betont die staatliche Verantwortung für soziale
Sicherungssysteme ([Q16]) und lehnt eine Privatisierung oder Kostenverlagerung ab. Der Antrag zielt
stattdessen auf Entlastung der Versicherten durch Umverteilung auf Steuertopf – was dem Prinzip der
paritätischen Finanzierung widerspricht.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

AfD ANTRAGSTELLER:IN

WAHLPROGRAMM 9/10

Der Antrag spiegelt exakt die AfD-Kernpositionen wider: strikte Haushaltsdisziplin ([Q3]: 'ausgeglichener
Haushalt'), Ablehnung versicherungsfremder Leistungen ([Q3]: 'Die Ampel-koalition [...] hat bei höchsten
Steuereinnahmen die Weichen auf Inflation, Deindustrialisierung und Wohlstandsverlust gestellt'), Fokus auf
Kostenkontrolle im Gesundheitswesen ([Q2]: 'Der Mensch muss dabei stets im Mittelpunkt des Handelns
stehen') und Subsidiarität ([Q9]: 'regionale und lokale Selbstverwaltung ermöglichen').

„Unser grundsätzliches Ziel ist ein ausgeglichener Haushalt. Die Ausgaben dürfen die Einnahmen nicht
übersteigen." 
AfD Brandenburg Wahlprogramm 2024, S. 64

PARTEIPROGRAMM 9/10

Der Antrag entspricht dem AfD-Grundsatzprogramm: Forderung nach schlankem Staat ([Q10]: 'Schlanke[r]
Staat für freie Bürger'), Ablehnung von Subventionen ([Q5]: 'Soziale Marktwirtschaft, gegen
Subventionen'), Betonung der Eigenverantwortung ([Q10]: 'Eigenverantwortung vor Staatsverantwortung')
und Föderalismus ([Q9]: 'regionale und lokale Selbstverwaltung ermöglichen').

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 
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CDU

WAHLPROGRAMM 4/10

Teilweise Übereinstimmung mit CDU-Forderungen nach Bürokratieabbau und effizientem
Gesundheitswesen ([Q1]: 'Null-Toleranz', [Q3]: 'Technologieoffenheit'), aber kein Bezug zur CDU-
Staatsauffassung ('subsidiäre Ordnung') oder zum christlich-demokratischen Menschenbild ([Q1]:
'Menschenwürde'). Der Antrag fehlt jeglicher Wertebasis – er ist rein kostenorientiert.

Keine wörtlich passenden Stellen im Wahlprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

PARTEIPROGRAMM 3/10

Keine Quellen im Index — Bewertung nicht möglich.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 

BSW

WAHLPROGRAMM 0/10

Fundamentaler Widerspruch: Der BSW fordert explizit die Überwindung der 'Zweiklassenmedizin' ([Q20])
und eine Gesundheitsversorgung 'an den Bedürfnissen' ([Q19]), während der Antrag lediglich Kosten
senken will – ohne Qualität, Zugang oder Gerechtigkeit zu verbessern. Der BSW lehnt Sparmaßnahmen ab
([Q21]: 'Unterfinanzierung des Systems') und setzt auf mehr Investition, nicht weniger.

„Das deutsche Gesundheitssystem ist eine Zweiklassenmedizin, die überwunden werden muss." 
BSW Brandenburg Wahlprogramm 2024, S. 22

PARTEIPROGRAMM 0/10

Keine Quellen im Index — Bewertung nicht möglich.

Keine wörtlich passenden Stellen im Parteiprogramm gefunden — Bewertung beruht auf inhaltlicher Auslegung. 
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VERBESSERUNGSVORSCHLÄGE

Vorschlag 1 von 3

Original: a) soll der Bund kostendeckende Beitragszahlungen für Bürgergeldempfänger zur gesetzlichen
Krankenversicherung leisten,

a) soll der Bund **kostendeckende Beitragszahlungen für Bürgergeldempfänger zur gesetzlichen
Krankenversicherung leisten** ~~und gleichzeitig die ambulante Versorgung in ländlichen Regionen stärken,
um Versorgungsdefizite zu beheben~~, **sowie einen bundesweiten Versorgungsatlas erstellen, um
gezielte Investitionen in bedarfsgerechte Strukturen zu ermöglichen**.

Begründung: Bezug zu GWÖ-Feld D2 (Solidarität): Statt reiner Kostenverlagerung wird Versorgungsqualität und -gleichheit
gestärkt.

Vorschlag 2 von 3

Original: c) sämtliche Kosten, die durch die GKV getragen werden müssen, steuerfrei gestellt werden.

c) **die steuerliche Absetzbarkeit von Medikamenten, Therapien und Präventionsleistungen für
einkommensschwache Versicherte ausgeweitet werden**, ~~sämtliche Kosten, die durch die GKV getragen
werden müssen, steuerfrei gestellt werden~~.

Begründung: Bezug zu GWÖ-Feld D4 (Soziale Gerechtigkeit): Direkte Entlastung benachteiligter Gruppen statt pauschaler
Steuerbefreiung für alle – stärkt Chancengleichheit.

Vorschlag 3 von 3

Original: b) sollen weitere versicherungsfremde Leistungen nicht mehr aus dem Topf der GKV bezahlt werden und

b) **sollen versicherungsfremde Leistungen wie Corona-Tests und Pflegeboni nicht mehr aus dem Topf der
GKV bezahlt werden – stattdessen soll ein Bundes-Sonderfonds für Krisenversorgung eingerichtet werden,
der transparent geführt und parlamentarisch kontrolliert wird**.

Begründung: Bezug zu GWÖ-Feld D5 (Transparenz & Mitbestimmung): Schafft klare Zuständigkeiten und demokratische
Kontrolle statt unsichtbarer Umlagen.

ABSTIMMUNGSERGEBNIS

Mehrheit deckt sich mit GWÖ-Empfehlung — Empfohlen: Ablehnen; Beschluss: Abgelehnt. 

Abgelehnt · BB8-24
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Original-Antrag

Drucksache 8/2145

Versicherte schützen - Erhöhung der Beiträge zur gesetzlichen Krankenver·

Die folgenden Seiten enthalten den unveränderten Originalantrag.



Landtag Brandenburg Drucksache 8/2145 
8. Wahlperiode   

Eingegangen: 09.12.2025 / Ausgegeben: 09.12.2025 

Antrag   
der AfD-Fraktion 

Versicherte schützen – Erhöhung der Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) und Pflegeversicherung (PV) verhindern 

Der Landtag stellt fest: 

1. Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) hat die Zusatzbeiträge für Versicherte im 
November auf 2,9 % angesetzt. Das stellt jedoch nur ein Orientierungswert dar. Je 
nach wirtschaftlicher Lage legen die Kassen den Zusatzbeitrag selbst fest. Daher wird 
ein Anstieg für die Versicherten von 3 % und mehr befürchtet.1 

2. Im Bundesrat wurde das von Bundesgesundheitsministerin Warken geplante Pflege-
kompetenzgesetz, das auch Sparmaßnahmen für die gesetzlichen Krankenkassen 
(GKV) enthält, nicht angenommen, sondern der Vermittlungsausschuss angerufen. 
Dadurch drohen den gesetzlich Versicherten bis zu zwei Milliarden Euro Mehrbelas-
tung. 

3. Auf Bundesebene wurden ursprünglich Versprechungen zur Entlastung der Beitrags-
zahler gemacht, die vom Land Brandenburg klar eingefordert werden müssen. Insbe-
sondere versicherungsfremde Leistungen können in der angespannten Situation nicht 
mehr hingenommen werden. 

4. Eine angemessene Unterstützung der Kliniken und die Entlastung der GKV-Beitrags-
zahler dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden. 

Der Landtag möge beschließen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, sich mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln (auf 
Bundesebene) dafür einzusetzen, dass … 

1. die GKV-Beiträge nicht mehr weiter steigen. Hierzu … 

a) soll der Bund kostendeckende Beitragszahlungen für Bürgergeldempfänger zur 
gesetzlichen Krankenversicherung leisten, 

b) sollen weitere versicherungsfremde Leistungen nicht mehr aus dem Topf der GKV 
bezahlt werden und 

 
1 Vgl. „Jetzt skizziert die Gesundheitsministerin ein noch schlimmeres Szenario für Beitragszahler“, in: 
https://www.welt.de/politik/deutschland/article691b4de6d3e2064b66b4ecb3/krankenversicherung-jetzt-skizziert-warken-
ein-noch-schlimmeres-szenario-fuer-beitragszahler.html (20.11.2025), abgerufen am 25.11.2025. 



Landtag Brandenburg Drucksache 8/2145  

- 2 - 

c) sämtliche Kosten, die durch die GKV getragen werden müssen, steuerfrei gestellt 
werden. 

2. die Pflegekassen die verausgabten versicherungsfremden Leistungen im Zusammen-
hang mit der Corona-Zeit in Höhe von 5,9 Milliarden Euro erstattet bekommen. 

3. bei einer Umsetzung der Pläne nach dem Pflegekompetenzgesetz die Landesmittel 
für Kliniken um mindestens den Betrag zu erhöhen, der ihnen dadurch verloren geht 
und zu prüfen, welche Gelder dafür aus dem „Zukunftspaket Brandenburg“  
(ZuPakBbgG) verwenden werden können. 

4. dem Ausschuss für Gesundheit und Soziales (AGS) bis Ende des ersten Quartals 2026 
einen Bericht/eine Analyse darüber vorzulegen, … 

a) welchen Erfüllungsaufwand es für das Land Brandenburg und welche Kostenre-
duktion es für die Krankenkassen bedeuten würde, wenn das Land die Investitio-
nen in den Rettungsdienst vornehmen würde. 

b) warum die Rettungsdienstkosten im Land Brandenburg für die GKV in den letzten 
Jahren erheblich gestiegen sind, z. B. mit der Identifizierung typischer Strukturen 
der Inanspruchnahme und Lösungsansätzen für adäquate medizinische Ange-
bote, um die Einsatzzahlen zu senken. 

c) welche Investitionen in den Rettungsdienst aus dem „Zukunftspaket Brandenburg“ 
(ZuPakBbgG) oder dem Landeshaushalt zu einer spürbaren Senkung der Kosten 
führen können. 

Begründung: 

Im laufenden Jahr 2025 wurden die Zusatzbeiträge der GKV mit einer Anhebung auf im 
Schnitt 2,9 % bereits massiv erhöht – bei einem durchschnittlichen Beitragssatz von 14,6 %. 
Das war deutlich höher, als es der Orientierungswert der Regierung vorsah.2 Bundesge-
sundheitsministerin Warken hat kürzlich erneut den Orientierungswert für den Zusatzbeitrag 
angehoben. Es wird ein weiterer massiver Anstieg der Beitragssätze in den kommenden 
Jahren befürchtet. 

 
2 Vgl. „Noch weniger Netto? Krankenkassenbeiträge steigen – TK-Chef nennt Zahlen für weitere Erhöhung“, in: 
https://www.fr.de/wirtschaft/noch-weniger-netto-krankenkassenbeitraege-steigen-tk-chef-warnt-zr-93693975.html 
(02.05.2025), abgerufen am 08.05.2025. 
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Ein Kostentreiber der GKV-Beiträge ist der Unwille des Bundes, die Beiträge für Bürgergeld-
empfänger zur GKV kostendeckend zu leisten. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 3696 
(Drucksache 7/102723) führte die Landesregierung zu Krankenkassenbeiträgen aus. Hier-
nach ist allein der AOK Nordost beim Vergleich der Zuweisungen für SGB-II-Bezieher und 
der durch sie verursachten Kosten im Zeitraum von 2015 bis 2022 ein Minus von knapp 400 
Millionen Euro entstanden. Bundesweit waren die gesetzlichen Krankenkassen mit 9,2 Mil-
liarden Euro mit Bezug zu Bürgergeldempfängern im Jahr 2022 unterfinanziert.4 Die Kran-
kenkassen erhalten pro Bürgergeldbezieher und Monat vom Bund eine Pauschale von 
119,60 Euro.5 Wie das Ärzteblatt im vergangenen Mai berichtete, hätte eine kostende-
ckende Pauschale allerdings schon im Jahr 2022 bei rund 311 Euro liegen müssen.6 Der 
jährliche Fehlbetrag für die Versorgung der Bürgergeldbezieher wird von den Kassen selbst 
auf bis zu zehn Milliarden Euro beziffert. Der ursprüngliche Entwurf des Koalitionsvertrages 
der neuen Bundesregierung sah vor, dass die GKV von den Kosten der Bürgergeldempfän-
ger entlastet werden soll. Es waren hierfür ursprünglich jeweils zehn Milliarden Euro für das 
Jahr 2025 und das Jahr 2026 und für die Pflegekassen neun Milliarden Euro vorgesehen. 
Unverständlicherweise haben es diese Aspekte nicht in die finale Version den Koalitionsver-
trages geschafft.7  

Ähnliches gilt für die Pflegeversicherung. Die Bundesregierung will den Pflegekassen knapp 
sechs Milliarden Euro nicht zurückzahlen. Dieses Geld wurde zweckentfremdet, um u.a. 
Corona-Tests und Pflegeboni zu bezahlen.8 

Der Bund musste den Kassen ein Darlehen von 2,3 Milliarden Euro und die spätere Rück-
zahlung älterer Darlehen gewähren. Trotzdem werden weitere hohe Verluste bei den Kas-
sen erwartet.9 

 
3 Vgl. „Drohende steigende Krankenkassenbeiträge und Auswirkungen auf Brandenburg“, in: https://www.parlamentsdo-
kumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w7/drs/ab_10200/10272.pdf (04.10.2024), abgerufen am 
12.11.2024. 
4 Vgl. https://www.gkv-spitzenverband.de/gkv_spitzenverband/presse/pressemitteilungen_und_statements/pressemittei-
lung_1826816.jsp, abgerufen am 14.11.2024. 
5 Vgl. „Kassenbeiträge steigen wegen Bürgergeld“, in: https://www.bild.de/politik/inland/versicherungs-chefs-sauer-da-
rum-steigen-die-kassenbeitraege-so-stark-671a136fa0e636753eda8cc2?t_ref=https%3A%2F%2Fm.bild.de%2Fpoli-
tik%2Finland%2Fversicherungs-chefs-sauer-darum-steigen-die-kassenbeitraege-so-stark-
671a136fa0e636753eda8cc2%3Ft_ref%3Dhttps%253A%252F%252Fwww.bild.de%252Fpolitik%252Finland%252Fversi-
cherungs-chefs-sauer-darum-steigen-die-kassenbeitraege-so-stark-671a136fa0e636753eda8cc2 (28.10.2024), abgeru-
fen am 12.11.2024. 
6 Vgl. „Bürgergeld: Milliardenausgaben der Krankenkassen weiter nicht abgedeckt“, in: https://www.aerzteblatt.de/nach-
richten/151616/Buergergeld-Milliardenausgaben-der-Krankenkassen-weiter-nicht-abgedeckt (27.05.2024), abgerufen am 
12.11.2024. 
7 Vgl. „Zehn Milliarden für Bürgergeld-Beziehende: Bund will Krankenkassen entlasten“, in: https://www.fr.de/wirt-
schaft/zehn-milliarden-fuer-buergergeld-beziehende-bund-will-krankenkassen-entlasten-zr-93676149.html (20.04.2025), 
abgerufen am 07.05.2025. 
8 Vgl. „VdK: Bund muss Coronahilfen an Pflegekassen zurückzahlen“, in: https://www.vdk.de/presse/pressemittei-
lung/vdk-bund-muss-coronahilfen-an-pflegekassen-zurueckzahlen/ (27.10.2024), abgerufen am 08.05.2025. 
9 Vgl. „Gesetzliche Krankenversicherung soll keine weiteren Finanzhilfen erhalten“, in: https://www.aerzteblatt.de/news/ge-
setzliche-krankenversicherung-soll-keine-weiteren-finanzhilfen-erhalten-4ea52b73-e9ec-4392-a813-e08b5dbed61f 
(30.07.2025), abgerufen am 25.11.2025. 
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In seiner letzten Sitzung im November 2025 befürchtete der Bundesrat mögliche finanzielle 
Verluste für die Kliniken durch das Aussetzen der Meistbegünstigungsklausel. Daher will er 
für das Pflegekompetenzgesetz den Vermittlungsausschuss anrufen. Dadurch können Re-
gelungen, welche stärkere Beitragssteigerungen bei den Kassen verhindern sollten, nicht 
mehr rechtzeitig in Kraft treten.10 Auch das Land Brandenburg stimmte für die Anrufung des 
Vermittlungsausschusses.11 

Daher muss die Landesregierung ihren Einfluss auf Bundesebene nutzen, um wichtige Re-
formen anzustoßen, wie die die Tilgung von versicherungsfremden Leistungen aus der GKV 
oder die Steuerfreistellung bzw. -begünstigungen von Medikamenten sowie Personalkosten 
im Gesundheitswesen. Nach internen Berechnungen der Antragsteller könnte etwa ein Drit-
tel der Kosten dadurch eingespart werden. 

Aber auch im Land Brandenburg gibt es Einsparpotenzial. So haben sich hierzulande die 
Kosten für die Rettungsdienste in den letzten zehn Jahren mehr als verdoppelt. Andere Län-
der reagieren darauf, indem sie die Investitionskosten übernehmen.12 Wichtig ist eine Ana-
lyse, warum die Inanspruchnahme und Kosten von Rettungsfahrten zugenommen hat. So 
fand die Barmer Krankenkasse heraus, dass etwa „ein Drittel der Patienten den Rettungs-
dienst mehrfach nutze und dadurch rund zwei Drittel aller Einsätze verursache“, wobei oft 
„keine objektive Behandlungsnotwendigkeit [vorliege], was auf Versorgungsdefizite im am-
bulanten Bereich hindeutete“.13 Durch eine gezielte Stärkung ambulanter Strukturen könn-
ten die Einsatzzahlen und Kosten gesenkt werden. Könnten die Belastungen der Beitrags-
zahler durch Rettungsdienstkosten im Land Brandenburg von rund 400 Millionen Euro14 um 
ein Drittel gesenkt werden, würde dies also eine Entlastung von rund 133 Millionen Euro 
bedeuten. 

 

 

 
10 Vgl. „Bundesrat stoppt Sparpaket: Kassenbeiträge können doch steigen!“, in: https://www.bild.de/politik/inland/bundes-
rat-stoppt-sparpaket-kassenbeitraege-koennen-doch-steigen-69207314aa438e0ccb7baedf (21.11.2025), abgerufen am 
25.11.2025. 
11 Vgl. „Abstimmverhalten Brandenburgs in der 1059. Sitzung des Bundesrates am 21. November 2025“, in: https://lan-
desvertretung-brandenburg.de/wp-content/uploads/1059_Abstimmungsverhalten-BB.pdf (21.11.2025), abgerufen am 
25.11.2025. 
12 Vgl. „Rettungsdienst in Brandenburg: Höhere Krankenkassenbeiträge wegen Notarzt-Kosten?“, in: 
https://www.moz.de/nachrichten/brandenburg/rettungsdienst-in-brandenburg-hoehere-krankenkassenbeitraege-wegen-
notarzt-kosten-78432298.html (11.11.2025), abgerufen am 25.11.2025. 
13 Vgl. „WD 8 - 3000 - 039/25 [–] Finanzierung von Rettungsdiensten“, in: https://share.google/FuPkyHPAUlxGexIn6 
(25.06.2025), Seite 7, abgerufen am 25.11.2025. 
14 Vgl. „Rettungsdienst in Brandenburg: Kosten mehr als verdoppelt“, in: https://www.aerztezeitung.de/Politik/Rettungs-
dienst-in-Brandenburg-Kosten-mehr-als-verdoppelt-457475.html (25.03.2025), abgerufen am 01.12.2025. 
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